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Steueränderungsgesetz verabschiedet 

SPD-Blockade-Politik 
ist kläglich gescheitert 
öas Präsidium der CDU Deutschlands begrüßt 
[Nachdrücklich, daß sich mit der Zustimmung des 
Bundesrates zum Steueränderungsgesetz 1992 
fjne Politik der Vernunft und der Solidarität in 
Deutschland durchgesetzt hat. Der Versuch der 
jJPD-Führung, den Bundesrat als wahltaktisches 
jflockade-Instrument zu mißbrauchen, ist kläg- 
lich gescheitert. Es hat sich gezeigt, daß eine 
Mehrheit der Bundesländer die Notwendigkeit 
gekannt hat, im wiedervereinten Deutschland die 
^fioritäten neu zu setzen. 

Insbesondere die konstruktive Haltung der Länder 
ßeHin und Brandenburg hat entscheidend dazu bei- 
tragen, parteipolitisches Kalkül der SPD als sol- 
ves zu entlarven. Diesen Ländern ist es in besonde- 
rer Weise zu danken, daß sie dem permanenten, zum 
re'l brutalen Druck aus der SPD-Führung wider- 
standen und ihre Verantwortung gegenüber den 
frischen in den neuen Ländern wahrgenommen 
haben. 
Jls empörend bezeichnet es das CDU-Präsidium, 
daß der SPD-yorsitzende Engholm das Abstim- 
^Ungsverhalte'n des brandenburgischen Minister- 
präsidenten mit den Worten kritisiert hat, Stolpe 
habe „nicht den Mumm gehabt, noch drei Monate 
*u Warten". Deutlicher kann nicht werden, daß die 
^.'ockade-Strategie die SPD-Führung lediglich über 
dle Wahltermine vom 5. April retten sollte, in Wahr- 
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Volker Rühe: 

Solidarität für neue Bundesländer 
war stärker als Parteitaktik 
Als „eine von großem Verantwortungs- 
bewußtsein gegenüber den Bürgern in 
den neuen Bundesländern und von poli- 
tischer Weitsicht gekennzeichnete Ent- 
scheidung" hat CDU-Generalsekretär 
Volker Rühe die Zustimmung des bran- 
denburgischen Ministerpräsidenten zum 
Steuerpaket der Bundesregierung 
bezeichnet. „Manfred Stolpe hat sich 
der schwierigen Situation uneinge- 
schränkt gestellt und eindrucksvoll 
bewiesen, daß ihm die Solidarität mit 
den Bürgern seines Landes über Partei- 
disziplin und taktische Oppositionsspie- 
lereien geht." 

Für die Bundesregierung und insbe- 
sondere für Finanzminister Theo Wai- 

gel ist die Entscheidung Manfred Stol- 
pes „ein großer Erfolg". „Während 
der SPD-Vorsitzende Engholm und 
seine Parteistrategen mit ihrer Blocka- 
depolitik vollkommen eingebrochen 
sind, hat sich das klare und durch- 
dachte Konzept Waigels durchge- 
setzt", erklärte Rühe. „Die Gewinner 
dieser Entscheidung sind die Men- 
schen in den neuen Bundesländern, 
die in den letzten Wochen ein trauri- 
ges Beispiel dafür vor Augen geführt 
bekamen, daß die SPD-Parteispitze 
zwar dauernd Solidarität beschwört, 
von solidarischem Handeln jedoch 
meilenweit entfernt ist." 

Exportkontrollen 
auf den Weg gebracht 
Die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen 
Bundestages begrüßt die Entscheidung 
des Bundesrates, den verschärften Rege- 
lungen zum Rüstungsexport zuzustim- 
men. Damit können die Novellen zum 
Außenwirtschaftsgesetz, zum Strafgesetz- 
buch und anderen Gesetzen auf den Weg 
gebracht werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland setzt sich damit an die 
Spitze einer besonders sorgsamen Kon- 
trolle, die Verstöße rigide bestraft und 
vor allem schon im Vorfeld zu unterbin- 
den versucht, stellt der außenwirtschafts- 
politische Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Peter Kittelmann fest. 

Es bleibt zu hoffen, daß von der neuen 
Regelung eine Signalwirkung für die 

europäischen Partner ausgeht und wir 
nun im Anschluß zu einer europäisch- 
harmonisierten Exportkontrolle finden- 

(Fortsetzung von Seite 1) 
heit also nichts anderes ist, als ein langfr1' 
stig angelegtes und generalstabsmäßig 
geplantes Betrugsmanöver gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern in unserem 
Land. Die CDU wird auch in Zukunft 
nicht zulassen, daß die Sozialdemokraten 
die erforderlichen Entscheidungen für 
die Zukunft Deutschlands künftig mittels 
ihrer Blockade-Politik zu verhindern 
suchen. Die SPD-Doppelstrategie - 
einerseits Blockierung der Regierungs- 
mehrheit, andererseits Forderung nach 
einem „Runden Tisch" — wird auch in 
Zukunft zwangsläufig scheitern. 

J 
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Finanzpaket: 

Weitreichende Verbesserungen 
für Familien und Unternehmen 
Das Finanzpaket 1992 kann in Kraft 
treten. Die positive Entscheidung des 
Bundesrates für das Steueränderungs- 
gesetz ist eine Entscheidung zum 
Wohle der Menschen in den neuen und 
in den alten Bundesländern. Die SPD- 
Blockadepolitik ist gescheitert. Eng- 
holm, Lafontaine und Klose haben ihr 
durchsichtiges parteitaktisches Spiel 
verloren. Solidarität und Vernunft 
haben sich durchgesetzt. Dies sind die 
Ergebnisse im einzelnen: 

1. Der Weg für ein Bündel 
Weitreichender Verbesserungen 
ist frei! 
• Die familienpolitischen Leistungen 
werden ausgebaut. 
Das Steueränderungsgesetz bringt ent- 
scheidende Vorteile für Familien mit Kin- 
dern: 
• Der Kinderfreibetrag wird von 3.024 
DM auf 4.104 DM für jedes Kind ange- 
hoben. 
• Das Erstkindergeld steigt von 50 DM 
auf 70 DM monatlich an. 
• Der Kindergeldzuschlag wird von 
Monatlich bis zu 48 DM auf bis zu 65 
DM angehoben. 
Insgesamt belaufen sich die Verbesserun- 
gen auf über 7 Milliarden DM. Eine 
Familie mit Durchschnittsverdienst von 
3-900 DM und zwei Kindern (Steuer- 
klasse III/2) erhält künftig durch höheres 
Kindergeld und zusätzliche Steuerfreibe- 
träge rund 57 DM mehr im Monat. Auf 
das Jahr umgerechnet sind dies 684 DM. 
Außerdem wurde vereinbart: Noch in 

dieser Legislaturperiode wird die Bundes- 
regierung weitere Vorschläge zur Fortent- 
wicklung der Kindergeldleistungen im 
dualen System des Familienlastenausglei- 
ches vorlegen. 

• Die steuerlichen Rahmenbedingungen 
für Investitionen werden verbessert. 
• Der vermögensteuerliche Freibetrag für 
Betriebsvermögen wird auf 500.000 DM 
vervierfacht. 
• Die Steuerbilanzwerte werden in die 
Vermögensaufstellung übernommen. 
• Der Freibetrag bei der Gewerbeertrag- 
steuer wird um 12.000 DM auf 48.000 
DM angehoben und die Meßzahl nach 
dem Gewerbeertrag in fünf Schritten von 
1 bis 5 Prozent je zusätzlichem Gewer- 
beertrag von 24.000 DM stark gestaffelt. 
• Die Aussetzung der Gewerbekapital- 
und Vermögensteuererhebung in den 
neuen Bundesländern wird bis Ende 1994 
verlängert. 

Das Gesetzespaket bringt für die Betriebe 
eine Verwaltungsvereinfachende und mit- 
telstandsbegünstigende Reform der Steu- 
erstruktur. Die Entlastungen in Höhe von 
4,4 Milliarden DM werden aufkommens- 
neutral gegenfinanziert. Die Einnahme- 
ausfälle der Gemeinden werden voll aus- 
geglichen. 

• Die steuerliche Wohneigentumsförde- 
rung wird deutlich verbessert. 
• Die Abzugsbeträge nach § 10 e des Ein- 
kommensteuergesetzes werden in den 
ersten vier Jahren von 5 auf 6 Prozent 
angehoben. 
• Für Neubauten wird ein Schuldzinsen- 
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abzug von jährlich bis zu 12.000 DM für 
die ersten drei Jahre eingeführt. 
Damit haben Bau- und Kaufwillige jetzt 
endlich die notwendige Sicherheit. Inve- 
stitionsentscheidungen müssen nun nicht 
mehr zurückgestellt werden. Eine bauwil- 
lige Familie mit zwei Kindern und einem 
Bruttojahresverdienst von 70.000 DM 
erhält beim Neubau eines Familienhei- 
mes mit durchschnittlichen Bau- und 
Grundstückskosten von insgesamt rund 
350.000 DM einschließlich Baukinder- 
geld und Schuldzinsenabzug eine jährli- 
che Steuerersparnis von rund 8.800 DM. 
Das bedeutet im Vergleich zum geltenden 
Recht eine Verbesserung von rund 3.100 
DM. Durch die Schaffung selbstgenutz- 
ten Wohneigentums werden Mietwoh- 
nungen frei. Dies führt zu einer spürba- 
ren Entlastung für den gesamten Woh- 
nungsmarkt. 

2. Deutschland bleibt ein 
verläßlicher Partner in der 
Europäischen Gemeinschaft! 
Die Finanzminister der Europäischen 
Gemeinschaft haben im vergangenen 
Jahr einstimmig einen Mehrwertsteuer- 
satz von mindestens 15 Prozent beschlos- 
sen. Inzwischen liegt dem Rat der Wirt- 
schafts- und Finanzminister der Europäi- 
schen Gemeinschaft ein Richtlinientext 
vor. Die Verabschiedung ist für April 
1992 vorgesehen. Die Mitgliedstaaten 
fühlen sich bereits jetzt an die vereinbar- 
ten Mindestsätze gebunden. In Luxem- 
burg ist die Erhöhung des Mehrwertsteu- 
ersatzes von 12 auf 15 Prozent bereits am 
1. Januar 1992 in Kraft getreten. Spanien 
bereitet einen entsprechenden Schritt vor. 
Im Gegensatz zu früheren Erhöhungen 
wird der ermäßigte Mehrwertsteuersatz in 
Höhe von 7 Prozent beibehalten. Dies 
bedeutet eine sozialverträgliche Vertei- 
lung der Steuerbelastung auf alle Ein- 
kommensschichten, denn Bezieher klei- 
nerer Einkommen geben einen relativ 

höheren Anteil ihres Einkommens für 
steuerermäßigte oder steuerfreie Verwen- 
dungen aus, wie z.B. Lebensmittel, 
Druckerzeugnisse oder Mieten. Mieten 
sind von der Anhebung der Mehrwert- 
steuer nicht betroffen, sie sind generell 
nicht mehrwertsteuerpflichtig. 

3. Die Finanzausstattung 
der neuen Bundesländer ist 
gesichert! 
Die Mehreinnahmen aus der Anhebung 
der Mehrwertsteuer in den Jahren 1993 
(10,5 Milliarden DM) und 1994 (12,9 Mil- 
liarden DM) fließen in vollem Umfang in 
die neuen Bundesländer. Der Bund zahlt 
zusätzlich je eine weitere Milliarde in den 
Fond „Deutsche Einheit" ein. Überdies 
werden die Mittel aus dem Strukturhilfe- 
gesetz in die neuen Bundesländer umge- 
lenkt und durch den Bund auf 5,9 Milli- 
arden DM aufgestockt. Insgesamt wird 
die Finanzausstattung in den neuen Bun- 
desländern um 33,6 Milliarden DM 1992 
bis 1994 verbessert. Davon entfallen auf 
Berlin 2,6 Milliarden DM, Brandenburg 
erhält 5,4 Milliarden DM, 4 Milliarden 
DM gehen nach Mecklenburg-Vorpom- 
mern, über 10 Milliarden DM stehen in 
Sachsen zusätzlich zur Verfügung, 6 Mil- 
liarden DM gehen nach Sachsen-Anhalt 
und 5,5 Milliarden DM nach Thüringen. 

Damit ist die Schaffung einer funktions- 
fähigen Verwaltung, der rasche Ausbau 
der Infrastruktur und die soziale Vor- 
sorge bis Mitte dieses Jahrzehntes finan- 
ziell abgesichert. Die neuen Bundeslän- 
der können jetzt auf mittlere Sicht planen 
und den Aufbau rasch vorantreiben. Der 
Umsatzsteueranteil der Länder wird für 
1993 und 1994 von 35 auf 37 Prozent 
erhöht. Die im Gesetz zur Aufhebung des 
Strukturhilfegesetzes vorgesehenen Uber- 
brückungshilfe wird auf 1,5 Milliarden 
DM angehoben. Für alle Länder bedeu- 
ten diese Maßnahmen eine erhebliche 
Verbesserung der Finanzausstattung.     • 
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Engholm, Klose und Lafontaine 
blockieren sich gegenseitig 
2u den längerfristigen Auswirkungen 
der Entscheidung über das Steuerän- 
derungsgesetz 1992 auf die deutsche 
Politik erklärt der Erste Parlamenta- 
rische Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion Jürgen Rütt- 
gers: 

Die Entscheidung des Bundesrates für 
das Steueränderungsgesetz 1992 und die 
Aufstockung des Fonds Deutsche Einheit 
s,nd für die Menschen in den jungen 
Bundesländern ein Grund zur Zuversicht. 
Der von der SPD inszenierte Milliarden- 
^oker ist zu Ende. Die Opposition hat ihr 
durchsichtiges Spiel mit gezinkten Karten 
yerloren. Solidarität mit Ostdeutschland 
und Ehrlichkeit bei den Staatsfinanzen 
haben sich durchgesetzt. 

Die Entscheidung des Bundesrates hat 
darüber hinaus langfristige Auswirkun- 
gen auf die politische Lage in Deutsch- 
end: 
!• Die Bundesregierung, die Koalitions- 
fraktionen im Bundestag und die CDU- 
Seführten Bundesländer bilden gemein- 
em mit den jungen Bundesländern eine 
^»estaltungsmehrheit für die innere Ein- 
heit unseres Landes. Der Versuch der 
^eisterstrategen in der SPD-Führung, 
eine Verweigerungsmehrheit zu schmie- 
den, ist gescheitert. Die Pressionen mit 
denen die SPD bis zuletzt um eine Blok- 
^ade bemüht war, waren verfassungs- 
rechtlich bedenklich. Das gilt für die Dro- 
hungen gegen Brandenburg und für die 
versuchten Tricks mit der Geschäftsord- 
nung. Beides war politisch erfolglos. 
2- Die Spitzenleute der SPD sind in zen- 
tralen Fragen der deutschen Politik hand- 
lungsunfähig. Engholm, Klose und 

Lafontaine blockieren sich in ihrem inter- 
nen Machtkampf gegenseitig: 

• Klose: 
Die Position des SPD-Fraktionsvorsitzen- 
den ist nach dem vergangenen Freitag 
gestärkt. Das liegt nicht an Kloses Füh- 
rungskraft, sondern an der Schwäche der 
anderen. Klose hat bis zuletzt entschlos- 
sen auf Konfrontation gesetzt. Er hat 
unmittelbar nach der Abstimmung die 
ersten Drohungen gegen den brandenbur- 
gischen Ministerpräsidenten ausgespro- 
chen. Das unterstreicht seine neue Rolle 
als Wortführer eines Blockadekurses der 
SPD. 

• Engholm: 
Der SPD-Chef hat gezögert, gezaudert 
und taktiert. Zunächst hat er Zustimmung 
zum Steuerpaket signalisiert, sich dann in 
die Ablehnungsfront eingereiht und 
schließlich Vertagung verlangt. Zuletzt 
hat er sich doch von Klose und Lafon- 
taine in die Konfrontation treiben lassen. 

• Lafontaine: 
Der saarländische Ministerpräsident 
wußte, daß es zum Steuerpaket finanzpo- 
litisch und europapolitisch keine Alterna- 
tive gibt. Er hat die SPD im Dezember 
wider besseres Wissen in die Konfronta- 
tion getrieben. Der Schulterschluß mit 
der SPD-Bundestagsfraktion gegen den 
Parteichef Engholm hat zwar diesen 
beschädigt, er selbst ist aber auch auf der 
Strecke geblieben. 
Die SPD hat bald eine neue Chance. Sie 
wird zeigen müssen, ob sie auch in der 
Asylfrage weiter auf Blockade setzt oder 
ein Stück Handlungsfähigkeit zurückge- 
winnt. • 
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Kommunen sind zufrieden 
Nach der Abstimmung zum Steuerän- 
derungsgesetz 1992 erklärt der kom- 
munalpolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Adolf Her- 
kenrath MdB: Das Ergebnis des Ver- 
mittlungsverfahrens zum Steuerände- 
rungsgesetz kann von den Kommunen 
in Ost und West mitgetragen werden: 

• Die Mindereinnahmen der Gewerbe- 
steuer aus der Unternehmensentlastung 
werden den Kommunen in Ost und West 
durch eine Senkung der Gewerbesteuer- 
umlage ausgeglichen. 
• Außerdem erhalten die Kommunen in 
den Jahren 1994 und 1995 zusätzliche 
Mittel in Höhe von drei Milliarden Mark 
für den Ausbau des kommunalen Ver- 
kehrssystems. Die umweltgerechte Wei- 
terentwicklung des Verkehrssystems in 
unseren Städten ist zu einer der wichtig- 
sten kommunalen Aufgaben geworden. 
Diese zusätzlichen vom Bund bereitge- 
stellten Mittel sind ein wesentlicher Bei- 
trag zur Lösung der drängenden Ver- 
kehrsprobleme in unseren Kommunen. 

Finanzielle Hilfen 
für die neuen Länder 
• An der vorgesehenen Aufstockung des 
Fonds der Deutschen Einheit um 31,3 
Milliarden Mark in den nächsten drei 
Jahren haben die Städte, Gemeinden und 
Kreise in den neuen Ländern vitales 
Interesse. Nach der Regelung des Eini- 
gungsvertrages fließen davon 40 Prozent, 
also 12,5 Milliarden Mark, an die Kom- 
munen als frei verfügbare Mittel. Durch 
die Zustimmung des Bundesrates zu den 
Vorschlägen der Bundesregierung wird 
die dringend notwendige Verstetigung 
des Fonds Deutsche Einheit erreicht wer- 
den. Damit erhalten die Kommunen 

zugleich Planungssicherheit für die näch- 
sten Jahre. Eine starke, auch finanziell 
abgesicherte kommunale Selbstverwal- 
tung mit dem Aufbau der entsprechenden 
Infrastruktur ist eine Vorausetzung der 
weiteren wirtschaftlichen Entwicklung in 
den neuen Bundesländern. 
Es liegt im Interesse aller Kommunalpoli' 
tiker, daß die parteipolitisch motivierte 
Konfliktstrategie der SPD gescheitert ist 
und nun ein sachliches Ergebnis vorliegt- 

EVP will Fraktion 
mit Konservativen 
Die Fraktion der Europäischen Volks- 
parteien (Christliche Demokraten) 
und die britischen Konservativen im 
Europäischen Parlament werden schon 
bald eine enge Fraktionsverbindung 
eingehen. 
Diesen Grundsatzbeschluß faßten die 
Vorsitzenden der in der EVP zusammen- 
geschlossenen christlich-demokratischen 
Parteien am vergangenen Wochenende in 
Brüssel. Die Einzelheiten des Zusammen- 
gehens sollen bis zum 31. März von der 
EVP-Fraktion festgelegt werden; die 
Zusammenarbeit selbst soll am 1. Mai 
1992 beginnen. Der stellvertretende Vor- 
sitzende der EVP-Fraktion, Sälzer 
(CDU), erwartet, daß sich die Form der 
Straßburger Zusammenarbeit zwischen 
Christlichen Demokraten und Konserva- 
tiven am Modell der Fraktionsgemein- 
schaft von CDU und CSU im Bundestag 
orientieren werde. Das schließe einen 
gemeinsamen Vorsitzenden sowie ein 
gemeinsames Präsidium und Sekretariat 
ein. Die Fraktionsgemeinschaft soll 
jeweils für eine Legislaturperiode gelten. 
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Kommentare 
^D-Scherbenhaufen 
"ü der erreichten Zustimmung zum Steu- 
e^derungsgesetz 92 hat nun die Bonner 
^alition einen Etappensieg errungen . . . 

er Bundesrat ist als Blockade-Instrument 
""tauglich! Südwestfunk, 14. 2. 1992 

er SPD ging es nicht nur um ein vorder- 
üündiges Bild der Geschlossenheit, son- 
ern auch um die seltene Chance, der Bun- 
*sregierung trotz ihrer Mehrheit im Bun- 
estQg eine parlamentarische Niederlage 
eizubringen. Daß dieses mißlang, werden 
'e politischen Gegner der Sozialdemokra- 

'ejetzt weidlich ausschlachten. 
Deutsche Welle, 14. 2. 1992 

ie großen Sprüche, sie haben die SPD 
lngeholt; sie hat im Bundesrat eine 

Schwere Niederlage erlitten und ihr Kanz- 
rkandidat ist dabei beschädigt worden. 
ber nicht durch Ministerpräsident Stolpe, 
er schließlich ja sagte zum Steuerpaket, 
andern durch die falsche Strategie von 

OjJfc or Lafontaine. ZDF, 14. 2. 1992 
'e kann einfach nicht mehr gewinnen die 
annschaft von Björn Engholm, selbst 

Jnn sie wie im Bundesrat sozusagen in 
°erzahl antritt. Kein Wunder, sie kämpft 

n der falschen Front und da auch noch 
*u der falschen Taktik... 
ö ARD, 14. 2. 1992 

'e SPD hat schwer Federn gelassen. Auch 
nSholm scheint nicht davon überzeugt zu 

\h' ^aß man aucn irgendwann mal alle 
D-Länder auf eine Reihe kriegt, und, 

e er sagte, es könnte sein, daß die Regie- % 
. nS sie einzeln vorführt. Das ist sicher 

Jeizt das ganz große Problem der SPD, 
n<* einige Leute sind auch demontiert 

Worden. WDR, 14. 2. 1992 
* Kampf gegen die Regierungspolitik hat 
^h die sozialdemokratische Mehrheit im 
undesrat als stumpfes Schwert erwie- 

e"     . ARD, 14. 2. 1992 

Wie die Sozialdemokraten vom eigenen 
Taktieren bei dem Steuerpaket überrollt 
worden sind — das ist der Stoff, der Kar- 
nevalisten heiter stimmt. In das politische 
Abseits hat Oskar Lafontaine seine Partei 
gedrängt. Schon spottete ein Büttenredner: 
SPD-Bundeskanzlerkandidat, das sei ein 
feiner Job, den man bis zum Lebensende 
ausüben könne. Der flotte Saarländer 
Oskar Lafontaine hat seiner Partei Scha- 
den zugefügt. 

Frankfurter Neue Presse, 17. 2. 1992 
Die SPD steht vor einem Scherbenhaufen. 
Der Versuch, ihre Bundesrats-Mehrheit zur 
Gegenregierung zu machen, ist gescheitert. 
Das Verhältnis zum SPD-Hoffnungsträger 
Ost, Manfred Stolpe, ist kaputt. 

Bild, 15. 2. 1992 
Welch eine Niederlage — und welch ein 
Sieg! Eine Niederlage für die SPD, für 
Engholm, Klose und Lafontaine. Vorher 
hatte der Parteivorsitzende Björn Enghom 
gesagt, er werde als Kanzlerkandidat 
beschädigt sein, wenn die SPD die Kraft- 
probe verliere. Nun ist er beschädigt. Aber 
dafür ist nicht der Brandenburger Stolpe 
verantwortlich; Engholm selbst hat sich 
beschädigt und beschädigen lassen von 
Oskar Lafontaine. 

Stuttgarter Zeitung, 15. 2. 1992 
Dem Waterloo im Kräftemessen um das 
Steuerpaket folgt jetzt die unausweichliche 
Abrechnung. Irgendjemand muß in der 
SPD schließlich die Verantwortung über- 
nehmenfür die fehlgeschlagene Strategie, 
die Bundesregierung über den Bundesrat 
in die Knie zu zwingen und damit gleich- 
zeitig zu sozialdemokratischer Geschlos- 
senheit zurückzufinden. Aber die Genossen 
machen es sich reichlich einfach. Seit 
Tagen sind sie nur auf der Suche nach 
einem billigen Buhmann in den eigenen 
Reihen. Erst war der brandenburgische 
Ministerpräsident Stolpe dazu auserkoren. 
Jetzt ist Fraktionschef Klose ein weiteres 
Opfer dieser unlauteren Selbstkritik gewor- 
den.    Stuttgarter Nachrichten, 19. 2. 1992 
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Unsolidarisches Verhalten 
Zu den Äußerungen der ÖTV-Vor- 
sitzenden, Monika Wulf-Mathies, 
und von Ministerpräsident Oskar 
Lafontaine, die Steuerpolitik gebe 
Anlaß zu erhöhten Tarifforderun- 
gen in der Lohnrunde 1992, 
erklärte Bundesfinanzminister Theo 
Waigel: 

Für höhere Lohnforderungen besteht 
kein Anlaß, im Gegenteil, die Entla- 
stungen überwiegen. Der Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung ist am 
1. Januar 1992 um einen halben Pro- 
zentpunkt gesenkt worden. 

Der Solidaritätszuschlag entfällt am 
30. Juni 1992. Damit werden die Steu- 
erzahler um rund 12 Milliarden DM 
entlastet. 
Mit dem Einstieg in die Unterneh- 
menssteuerreform werden die Rah- 
menbedingungen für Investitionen 

und zukunftssichere Arbeitsplätze, 
gerade bei kleinen und mittleren 
Unternehmen, gestärkt. 
Mit dem sozial ausgewogenen Steuer- 
änderungsgesetz 1992 werden die 
Familien und die Häuslebauer entla- 
stet. Die Bundesregierung hat zuge- 
sagt, noch in dieser Legislaturperiode 
weitere Verbesserungen für die Fami- 
lien, auch beim Kindergeld, vorzuneh- 
men. 
Bei der Erhöhung der Mehrwertsteuer 
zum 1. Januar 1993 bleibt der ermä- 
ßigte Steuersatz für Güter des tägli- 
chen Bedarfs enthalten. 
Wer in der Lohnrunde 1992 im Vor- 
griff mit der Mehrwertsteuererhöhung 
1993 Verteilungskämpfe im Westen 
schürt und unverhältnismäßige Lohn- 
forderungen stellt, schadet der Kon- 
junktur im Westen und dem Auf- 
schwung im Osten. 

Frauen und Verfassung 
Die Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Frauenpolitik, Maria Böh- 
mer, teilt mit, daß der Bundesfachaus- 
schuß Frauenpolitik eine Arbeits- 
gruppe zum Thema „Frauen und Ver- 
fassung41 unter der Leitung von Frau 
Staatssekretärin a. D. Maria Herr- 
Beck eingerichtet hat. 

Der Bundesfachausschuß Frauenpolitik 
wird sich vor allem mit der Frage befas- 
sen, ob Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz eine 
ausreichende verfassungsrechtliche 
Grundlage bietet, um die Gleichberechti- 
gung von Mann und Frau zu verwirkli- 
chen. Angesichts der Tatsache, daß die 

Gleichberechtigung bisher im Lebensall' 
tag — auch nach mehr als 40 Jahren Gü'' 
tigkeit des Grundgesetzes noch nicht 
erreicht sei, stelle die Überprüfung der 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
ein dringliches Anliegen von Frauen dar» 
erklärten Maria Böhmer und Maria Heff" 
Beck in der Sitzung des Bundesfachaus- 
schusses am 14. Februar 1992. 
Der Bundesfachausschuß Frauenpolitik 
wird demnächst Vorschläge unterbreiten» 
wie eine Weiterentwicklung der Verfas- 
sung unter dem Aspekt Gleichberechti- 
gung erfolgen kann. Es müsse auch 
geprüft werden, wie den Anliegen geziel- 
ter Frauenförderung, der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie, der Gleichwertig' 
keit von Erwerbsarbeit und Familienar- 
beit Rechnung getragen werden könne. 
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Schengener Abkommen 

Meilenstein auf dem Weg 
*ur Einheit Europas 
jjei" Bundesminister des Innern, 
Kjdolf Seiters, gab am 12. Februar 

. 92 zur Verabschiedung des Entwurfs 
^öes Ratifizierungsgesetzes zu dem 
chengener Übereinkommen vom 

'9- Juni 1990 durch das Bundeskabi- 
e*t folgende Erklärung ab: 

^m 14. Juni 1985 haben auf Initiative von 
öundeskanzler Helmut Kohl und Staats- 
präsident Francois Mitterrand die Regie- 
^ngen Belgiens, Frankreichs, Luxem- 
ürgs, der Niederlande und der Bundes- 

rePublik Deutschland in dem luxembur- 
8lschen Ort Schengen ein Übereinkom- 

en geschlossen, das an den gemeinsa- 
en Binnengrenzen dieser fünf Staaten 

, eü vollständigen Abbau der Personen- 
°ntrollen, deren Verlegung an die 
ußengrenzen und eine Reduzierung der 

Entrollen im Warenverkehr vorsieht. 

Stimmte Kontrollerleichterungen im 
^^überschreitenden Verkehr sind seit 

°5 bereits verwirklicht worden. 
as Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
,ent der Durchführung des Übereinkom- 

?eris von Schengen vom 14. Juni 1985. 
J regelt die vollständige Aufhebung 

,er Personenkontrollen an den Binnen- 
* enzen der Vertragsstaaten sowie die 

Usgleichsmaßnahmen, die notwendig 
'nd, damit durch den Verzicht auf 

, renzkontrollen im Interesse der Bürger 
• lne unverantwortbaren Sicherheitsein- 
ußen entstehen. 
u diesen Ausgleichsmaßnahmen gehö- 

I n unter anderem einheitliche Kontrol- 
n an den Außengrenzen, ein gemeinsa- 
es Fahndungssystem, Erleichterungen 

und Vereinfachungen im Bereich der 
internationalen Rechtshilfe und der Aus- 
lieferung sowie die Harmonisierung der 
Sichtvermerkspolitik und der Einreisebe- 
dingungen für Drittausländer. 

Weitere Maßnahmen, die im Schengener 
Durchführungsübereinkommen verein- 
bart werden, betreffen unter anderem 
Voraussetzungen für die grenzüberschrei- 
tende Observation und die sogenannten 
Nachteile durch die Polizei. 

Damit ist das Schengener Vertragswerk 
das weitgehendste Vertragswerk seiner 
Art in Europa und stellt einen weiteren 
Meilenstein auf dem Weg zur europäi- 
schen Einheit bei gleichzeitiger Gewähr- 
leistung der Inneren Sicherheit dar. 

Für die Bundesregierung wäre der Beitritt 
möglichst aller EG-Mitgliedstaaten zum 
Schengener System der beste und schnell- 
ste Weg, Fortschritte auf dem Weg zum 
europäischen Binnenmarkt ohne Binnen- 
grenzen im Rahmen der Zwölf zu ver- 
wirklichen. Italien, Spanien und Portugal 
sind dem Vertragswerk inzwischen beige- 
treten, wodurch die Schengen-Gemein- 
schaft auf acht Staaten angewachsen ist. 
Griechenland beabsichtigt, in diesem 
Jahr beizutreten. 
Ziel der Vertragsparteien ist es, das Über- 
einkommen spätestens zum 1. Januar 
1993 in Kraft zu setzen. Voraussetzung 
dafür ist, daß zuvor die rechtlichen und 
tatsächlichen Voraussetzungen für dessen 
Anwendung unter den fünf Erstunter- 
zeichnerstaaten erfüllt worden sind. 
Da das innerstaatliche Recht der Bundes- 
republik Deutschland in vielen Bereichen 
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bereits den im Schengener Übereinkom- 
men eingegangenen Verpflichtungen ent- 
spricht, sind zur Umsetzung des Überein- 
kommens — sieht man vom asylrechtli- 
chen Teil ab — vom 19. Juni 1990 nur 
einige Änderungen im deutschen Recht 
erforderlich. Sie betreffen unter anderem 
das Melderechtsrahmengesetz, das Aus- 
ländergesetz und das Waffengesetz. 

Was den asylrechtlichen Teil anbetrifft, 
so regelt das Übereinkommen, welche 
Vertragspartei für die Durchführung 
eines Asylverfahrens zuständig ist. 
Dadurch soll erreicht werden, daß 
• jedem Asylbewerber im Vertragsgebiet 
die Durchführung eines Asylverfahrens 
in einem Vertragsstaat garantiert wird, 
• andererseits jedoch die Durchführung 
mehrerer Asylverfahren in verschiedenen 
Vertragsstaaten vermieden wird. 

Die Bestimmung der Zuständigkeit 
erfolgt nach bestimmten objektiven Krite- 
rien wie Sichtvermerkserteilung, Ertei- 
lung einer Aufenthaltserlaubnis, Einreise 
über Außengrenzen, Asylantragstellung 
und so weiter. Aus den Übereinkommen 
der europäischen Staaten ergeben sich 
daher sowohl Übernahmeverpflichtungen 
als auch Abgabemöglichkeiten. 

Hinsichtlich der Übernahmeverpflichtun- 
gen ist, über den gegenwärtigen Rechts- 
zustand hinaus, eine innerstaatliche 
Regelung erforderlich, die Behandlung 
von Asylanträgen in den Fällen sicher- 
stellt, in denen der Asylbewerber bereits 
in einem Vertragsstaat vor Verfolgung 
sicher war, die Bundesrepublik jedoch 
nach dem Übereinkommen für die 
Durchführung des Asylverfahrens zustän- 
dig ist. 
Hinsichtlich der Möglichkeiten, einen 
Asylsuchenden an den zuständigen Ver- 
tragsstaat zu überstellen, sind in Deutsch- 
land die verfassungsrechtlichen 
Beschränkungen des Artikels 16 Absatz 2 

Satz 2 des Grundgesetzes zu beachten, 
Regelungen, die über das geltende Recht 
hinaus Möglichkeiten der Überstellung 
eines Asylbewerbers an einen zuständi- 
gen Vertragsstaat vorsehen, unterliege11 

deshalb verfassungsrechtlichen Risiken- 
Das bedeutet, daß ohne eine Ergänzung 
des Grundgesetzes eine volle und gleich' 
berechtigte Teilnahme der Bundesrepu- 
blik Deutschland an den asylrechtlichen 
Bestimmungen des Schengener Überein- 
kommens nicht möglich ist. 
Nach Einschätzung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften und der 
Schengener Vertragsstaaten trägt das 
Übereinkommen wesentlich dazu bei, d>e 

zum Abbau der Grenzkontrollen notwen' 
digen Arbeiten der Mitglieder der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu erleichtern 
und voranzubringen. 
Die Schengener Vertragsparteien sehen' 
dem Übereinkommen einen wichtigen 
Schritt auf dem Weg zur Verwirklichung 
eines Raums ohne Binnengrenzen und 
nehmen es als Ausgangs- und Bezugs- 
punkt für ihr weiteres Vorgehen im Rah' 
men der Europäischen Gemeinschaften- 

Germania Apparate wollen 
90 Millionen umsetzen 
Die Apparate- und Anlagenbau Germa' 
nia GmbH (Chemnitz) will in diesem 
Jahr 90 Millionen DM umsetzen. Für 
knapp zwei Drittel des geplanten Umsa*' 
zes seien bislang Aufträge eingegangen* 
sagte der Leiter für Marketing, Vertrieb 
und Recht, Rolf Bock. Dabei handele es 
sich hauptsächlich um Ausrüstungen füf 

die chemische Industrie und für Raffine- 
riebetriebe sowie um Druckapparate. 
Trotz günstiger Auftragslage rechnet die 
Firma 1992 noch nicht mit Gewinnen. 
Das Treuhand-Unternehmen beschäftig1 

knapp 1.000 Mitarbeiter. 

^ 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Aufarbeitung des SED-Unrechts 
eine gesamtdeutsche Herausforderung 
Öie deutsche Öffentlichkeit wird in 
diesen Wochen fast täglich mit neuen 
Erkenntnissen über die verbrecheri- 
schen Machenschaften der SED und 
torer Organe konfrontiert. An einer 
ständig wachsenden Zahl von Beispie- 
len wird deutlich, wie in einem fein 
^gliederten System von Druck, Dro- 
hung, Weckung von Hoffnungen und 
Bewährung von Vorteilen Menschen 
benutzt und instrumentalisiert wurden. 
Die Öffnung der Archive ermöglicht 
^nehmend genauere Einblicke in die 
Art und Weise, wie im Namen einer 
Ideologie die Würde von Menschen 
Mißachtet, ihre Freiheit unterdrückt 
Und das Recht gebeugt wurde. Die 
Opfer des Unrechts können vielfach 
erst jetzt in vollem Umfang überbük- 
en, wie weitreichend und tiefgreifend 
||>e Gefährdung war, in der sie sich 
befanden. 

Wir stehen jetzt vor der zentralen politi- 
schen Aufgabe, den Opfern des SED- 
Anrechts Gerechtigkeit zu verschaffen, 
^ies ist keine Aufgabe allein der Men- 
schen in den neuen Bundesländern, die 
Verständlicherweise von dieser Thematik 
vorrangig betroffen sind. Die Aufarbei- 
tung des SED-Unrechts ist eine gesamt- 
deutsche Herausforderung. Auch die Bür- 
ger im Westen Deutschlands müssen ein 
Interesse daran haben, daß die Auseinan- 
dersetzung mit der Vergangenheit in den 
jjeuen Ländern gelingt. Die Menschen im 
psten Deutschlands müssen erfahren 
gönnen, daß im Rechtsstaat das Unrecht 
der Diktatur soweit wie möglich wieder- 
gutgemacht wird. Diese Erfahrung ist 

wesentliche Voraussetzung dafür, daß 
neues Vertrauen in die staatliche Ord- 
nung gefaßt wird. Gelingt dies nicht, wird 
das unaufgearbeitete SED-Unrecht auf 
Jahrzehnte hinaus eine schwärende 
Wunde in einem Teil der deutschen 
Gesellschaft bleiben. Und wenn ein Teil 
krank ist, dann ist das Ganze nicht 
gesund. 
Die Diskussion um die Aufarbeitung der 
Vergangenheit der ehemaligen DDR hat 
in diesen Wochen einige Gefahren deut- 

Gemeinsame Erklärung von 
Generalsekretär Volker Rühe, 
MdB Rainer Eppelmann, Innen- 
minister Heinz Eggert (Sachsen) 
und Umweltminister Arnold Vaatz 
(Sachsen) am 12. Februar 1992 im 
Bonner Konrad-Adenauer-Haus. 

lieh werden lassen, denen rechtzeitig 
begegnet werden muß: 
Den Menschen wird zunehmend bewußt, 
daß mit den Mitteln des Rechtsstaates 
das Unrecht eines diktatorischen Regi- 
mes weder zügig noch umfassend aufge- 
arbeitet werden kann. Wenn ehemalige 
SED-Größen bisher lediglich wegen Ord- 
nungswidrigkeiten belangt wurden, 
abhängige Befehlsempfänger aber zu 
Gefängnisstrafen verurteilt wurden, wenn 
die Opfer des Unrechts zusehen müssen, 
wie die Mitläufer des untergegangenen 
Systems ihre alten Startvorteile in eine 
neue Zeit hinüberretten können, dann 
wird der Rechtsstaat unglaubwürdig. 
Angesichts dieser Gefahr ist zweierlei 
notwendig: 
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a) Die Justiz muß vor ungerechtfertigten 
Vorwürfen geschützt werden. Der Rechts- 
staat erlaubt keinen „kurzen Prozeß". 
Aber gutes Recht muß auch schnelles 
Recht sein. Deshalb ist 
b) zu fordern, daß sowohl die mit der 
Aufarbeitung der Regierungskriminalität 
befaßten Justizstellen wie auch die 
Gauck-Behörde personell so ausgestattet 
werden, daß sie ihre Aufgaben in über- 
schaubaren und angemessenen Zeiträu- 
men erfüllen können. 
Es besteht ganz offenkundig eine Ten- 
denz, die notwendige Aufarbeitung der 
Vergangenheit zu verschleppen oder gar 
zu verhindern. Es gibt das Interesse von 
Betroffenen, „Gras über die Sache wach- 
sen" zu lassen. Es gibt eine Tendenz der 
Bequemlichkeit, die die Anstrengung 
scheut, sich mit diesem dunklen Kapitel 
deutscher Geschichte auseinanderzuset- 
zen. Die Forderung „Schwamm drüber!" 
wird inzwischen laut erhoben. 

Hier liegt eine zweite Gefahr. Wir können 
die Vergangenheit nicht auf sich beruhen 
lassen. Wahrheiten, die unterdrückt wer- 
den, werden giftig. Wir sollten aus der 
unmittelbaren deutschen Nachkriegsge- 
schichte gelernt haben und uns heute der 
Aufarbeitung der Vergangenheit nicht 
wieder entziehen. 

Fünf Grundsätze 
Die Diskussion um die Vergangenheit 
kann nur erfolgreich sein, wenn sie zu 
einem breiten Konsens und nicht zu 
neuer Teilung führt. Wir müssen uns auf 
klare Maßstäbe verständigen, wie wir das 
SED-Unrecht aufarbeiten können. Dabei 
sollten folgende fünf Grundsätze gelten: 

Hl „Tribunale" können wertvolle Bei- 
träge leisten, die Mechanismen des 
Unrechtsstaates aufzudecken und Verant- 
wortliche zu benennen. Sie können aber 
die rechtsstaatliche Aufarbeitung der Ver- 
gangenheit nicht ersetzen. Justiz und 
Politik dürfen auch angesichts großer 
rechtlicher Probleme nicht vor der Auf- 

gabe kapitulieren, diejenigen zur Verant- 
wortung zu ziehen, die sich im SED-Staat 
schuldig gemacht haben. 

Q Das SED-Unrecht zu sühnen, darf 
nicht durch Zeitablauf unmöglich 
gemacht werden. Der Gesetzgeber muß 
verbindlich klarstellen, daß die Verjäh- 
rung von Verbrechen in der ehemaligen 
DDR während dieser Zeit geruht hat. 

0 Es geht nicht um Rache an den 
Tätern, sondern um Gerechtigkeit für die 
Opfer. Was die Justiz des Rechtsstaates 
dabei nicht oder nicht ausreichend 
schnell aufarbeiten kann, muß durch 
andere Maßnahmen des Staates aufge- 
fangen werden. Wir brauchen einen 
intensiven und nicht durch Parteigrenzen 
behinderten Dialog zwischen der Politik 
und den Opfern des SED-Unrechts, um 
geeignete Maßnahmen entwickeln zu 
können, durch die Benachteiligungen 
und Schäden soweit wie möglich gemil- 
dert werden können. 

Q Die schlimmen Folgen der SED-Dik- 
tatur müssen aber auch politisch aufgear- 
beitet werden. Deshalb muß es Aufgabe 
der geplanten Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages sein, nicht nur 
Fakten zu erheben und zu beschreiben, 
sondern vor allem auch darzulegen, 
warum die Ideologie des Sozialismus zu 
einem derart menschenverachtenden 
System führen mußte. Der Sozialismus ist 
nicht in erster Linie an einer falschen 
Ökonomie, sondern an einem falschen 
Menschenbild gescheitert. 

H Wir sollten uns immer vor Augen hal- 
ten: Bei diesem Thema geht es um Men- 
schen, deren Würde oft eklatant verletzt 
wurde. Wir müssen verhindern, daß den 
alten Verletzungen neue hinzugefügt wer- 
den. Die Opfer der SED dürfen heute 
nicht zu Opfern einer Berichterstattung 
werden, die die existentielle Lage der 
Betroffenen ignoriert und die sich allein 
an den Gesetzen der Medienwirksamkeit 
und der Auflagensteigerung orientiert. 

^ 
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Um geschehenes Unrecht so weit wie 
Möglich wiedergutmachen zu können, 
schlagen wir folgende Maßnahmen vor: 

' Wem es aus politischen Gründen ver- 
mehrt war, zu studieren, zu promovieren 
°der sich zu habilitieren, dem müssen 
^ngebote gemacht werden, um ein Nach- 
holen der Ausbildung zu erleichtern: 
durch Stipendien, insbesondere für Fern- 
studiengänge, da die betroffenen Men- 
schen vielfach durch Berufsarbeit eine 
Familie versorgen müssen; durch Sonder- 
Programme der Fernuniversität Hagen 
ür»d der entsprechenden Abteilungen 
minderer Universitäten wie auch der Aka- 
demien und Volkshochschulen im ehema- 
ligen Zonenrandgebiet; durch Änderung 
des BAföG und seiner Richtlinien, wo 
dies z. B. im Hinblick auf Altersgrenzen 
^forderlich ist; durch die besondere 
Berücksichtigung bei der Vergabe von 
Studienplätzen. 
' Die Hochschulen sind aufgefordert, 
frühere Eingriffe in laufende Promotions- 
yerfahren oder die Aberkennung akade- 
mischer Grade aus politischen Gründen 
*u überprüfen. 
W Wir brauchen spezielle Förderung 
auch für handwerkliche Berufe — bei- 
spielsweise für nachgeholte Meisterkurse. 
S° könnten Industrie- und Handwerks- 
kammer und landwirtschaftliche Ver- 
bände verstärkt spezifische Fachpraktika 
Ermitteln. 
• Opfer des SED-Unrechtsregimes soll- 
en zu Maßnahmen des Arbeitsförde- 
rUngsgesetzes zugelassen werden, auch 
^enn die Voraussetzungen, wie u. a. 
Altersgrenze oder längere Arbeitslosig- 
keit, nicht vorliegen. Dies betrifft z. B. 
°erufsausbildungshilfen, Förderung bei 
2rbeitsaufnahme, Wohngeld bei externer 
^usbildung, Einarbeitungszuschuß, Ein- 
8'iederungsbeihilfen für Arbeitgeber 
sowie Überbrückungsbeihilfen bei 
beginn einer selbständigen Tätigkeit. 
' Schätzungsweise 50.000 Menschen 
Wurden in der ehemaligen DDR zwangs- 

umgesiedelt. Der Unrechtscharakter die- 
ser Maßnahmen muß auch dadurch klar- 
gestellt werden, daß die Betroffenen 
einen Anspruch auf Rehabilitierung 
haben. Damit Anträge von Zwangsumge- 
siedelten nach dem Vermögensgesetz eine 
klare Rechtsgrundlage haben, müssen die 
rechtsstaatswidrigen Verwaltungsent- 
scheidungen aufgehoben und die Gesetz- 
gebung zur Bereinigung des SED- 
Unrechts um den Personenkreis der 
Zwangsumgesiedelten und deren Hinter- 
bliebenen erweitert werden. 
• Im Bereich der Bundesanstalt für 
Arbeit sollten Sonderberatungsstellen 
eingerichtet werden, die SED-Opfer über 
die Möglichkeiten der beruflichen und 
verwaltungsrechtlichen Rehabilitierung 
sowie der Wiedergutmachung bzw. Ent- 
schädigung informieren und praktische 
Hilfe leisten. 
• Angesichts der Probleme bei der 
beruflichen und der verwaltungsrechtli- 
chen Rehabilitierung, insbesondere im 
Hinblick auf die Frage der Kriterien und 
des Nachweises einer Benachteiligung, 
sollte für Grenz- und Härtefälle eine Stif- 
tung für SED-Opfer eingerichtet werden. 
Für die Finanzierung dieser Stiftung soll- 
ten die Finanzmittel der SED und der 
ehemaligen Blockparteien herangezogen 
werden. Entscheidend ist, daß im Stif- 
tungsrat SED-Opfer vertreten sind, die 
bei der Erarbeitung der Förderungsricht- 
linien mitwirken. 
• Gegen Vergessen und Verdrängen und 
als Mahnung an die Folgen einer men- 
schenverachtenden Ideologie fordern wir 
die Errichtung von Gedenkstätten und 
die umfassende Dokumentation der Ver- 
brechen des SED-Regimes. Insbesondere 
in der Zentrale der Täter, dem ehemali- 
gen Ministerium für Staatssicherheit der 
DDR in Ost-Berlin, sollte eine Stätte der 
Dokumentation, der Forschung, aber 
auch der Arbeit der Opferverbände und 
der Begegnung vor allem der jungen 
Generation mit diesem Teil deutscher 
Geschichte eingerichtet werden. 
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Spitzentreffen der Unionsparteien 
„Deutschland steht vor gewaltigen 
historischen Herausforderungen. CDU 
und CSU werden diese Herausforde- 
rungen annehmen. Sie werden auch 
weiterhin die prägende Kraft der deut- 
schen Politik sein" erklärten CDU- 
Generalsekretär Volker Rühe und 
CSU-Generalsekretär Erwin Huber 
übereinstimmend im Anschluß an das 
mehrstündige Spitzentreffen von CDU 
und CSU am 11. Februar 1992 in 
Bonn. Bundeskanzler Helmut Kohl 
und der CSU-Vorsitzende Bundesfi- 
nanzminister Theo Waigel führten 
dabei die Delegationen ihrer Parteien 
an. 

In erster Linie komme der Sicherung der 
wirtschaftlichen Basis Deutschlands und 
der künftigen konjunkturellen Entwick- 
lung eine Schlüsselposition zu, stellten 
die Unionsparteien fest. Die Ausgestal- 
tung des Standortes Deutschland müsse 
deshalb das zentrale Thema der künftigen 
Politik werden. In dieser Frage erfolgten 
die wesentlichen Weichenstellungen für 
die Zukunft unseres Landes. CDU und 
CSU stimmten darin überein, daß für die 
künftige Entwicklung des Standortes 
Deutschland Technologiefaktoren sowie 
die Aus- und Fortbildung der Arbeitneh- 
mer entscheidende Bedeutung erlangen 
werden. 
Im weiteren Verlauf des Gespräches gin- 
gen beide Seiten auf die Neuregelung des 
Asylrechts ein. Vor dem Hintergrund stei- 
gender Asylbewerberzahlen seien wirk- 
same Maßnahmen gegen den massenhaf- 
ten Mißbrauch des Asylrechts nur mit 
einer Änderung des Grundgesetzes mög- 
lich. Die Union werde jede sinnvolle 
Maßnahme zur Beschleunigung der Asyl- 
verfahren mittragen. Die Erfahrungen in 
Bayern und Baden-Württemberg zeigten 

jedoch, daß wirksame gesetzliche Rege- 
lungen nur mit einer Änderung des Arti- 
kels 16 GG erreicht werden könnten. Der 
Asylrechtsmißbrauch sei in erster Linie 
ein Problem des bisherigen Automatis- 
mus, wonach Asylbewerber selbst in 
offensichtlich unbegründeten Fällen ein 
Bleiberecht in Deutschland erhalten. Die 
Initiative der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion zur Änderung des Asylrechtsarti- 
kels im Grundgesetz wurde mit Nach- 
druck bekräftigt. 

Die Ergebnisse des EG-Gipfels von 
Maastricht stellen nach Einschätzung der 
Unionsparteien ein Bekenntnis für 
Europa auf der Grundlage des Föderalis- 
mus dar. CDU und CSU werden ihr Ziel, 
ein dezentrales, föderalistisches Europa 

CDU und CSU sind sich 
einig in den zentralen Fragen 
deutscher Politik 

zu schaffen, auch weiterhin mit ganzer 
Kraft verfolgen. In diesem Zusammen- 
hang streben sie eine Änderung des Arti- 
kels 24 GG an. Dadurch würden die Mit" 
wirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten 
der Bundesländer im weiteren Verlauf 
des europäischen Integrationsprozesses 
entscheidend gestärkt und dem FöderaliS' 
mus Rechnung getragen, stellten Volker 
Rühe und Erwin Huber fest. 

Die Absicherung des Pflegefallrisikos wird 
von der Union als gesellschaftliche Her- 
ausforderung von grundlegender Bedeu- 
tung begriffen. Die Gesprächspartner 
stimmten darin überein, daß in dieser 
Frage noch vor der Sommerpause von 
CDU und CSU eine Grundsatzentschei- 
dung getroffen werde. * 

1 
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Jtechtspolitik im geeinten 
Deutschland 
^ 14. und 15. Februar 1992 fand der 
l?1* Bundesarbeitskreis Christlich- 

e»nokratischer Juristen vorbereitete 
N durchgeführte Rechtspolitische 
Jyftgreß der CDU statt. Unter dem 
a^°tto „Recht sichert die Freiheit — 
«tuelle Herausforderungen an die 

pechtspolitik im geeinten Deutsch- 
end« befaßten sich 350 Kongreßteil- 

ehmer mit einer Auswahl aktueller 
echtspolitischer Themen. 

"Arbeitsforen wurden die Bereiche 
J.Qewalt in der Gesellschaft", „Organi- 
se Kriminalität" sowie die „Offenen 
|.erniögensfragen in den neuen Bundes- 
,andern" behandelt. Die Themen Gewalt 

der Gesellschaft und organisierte Kri- 
%alität gaben nicht nur Anlaß zur Klä- 

Q8 fachspezifischer Fragen, sondern 
. cn zu einer gesellschaftspolitischen 
/?alyse dieser Phänomene. Hier die 

lchtigsten Ergebnisse: 

Familie und Schule haben für eine 
°rbeugende Kriminalpolitik eine heraus- 
8ende Bedeutung. Beide Institutionen 

, üssen deshalb gestärkt werden. Die 
ste Kriminalpolitik ist eine gute Sozial- 

| p. * 
. /^m Gesetz zur Bekämpfung der orga- 

s'^erten Kriminalität muß rasch verab- 
niedet werden. Von zentraler Bedeu- 

0 
n8 für eine wirksame Bekämpfung der 

c, 8anisierten Kriminalität ist die gesetzli- 
e Möglichkeit der Abschöpfung der 

>,,s den Straftaten erzielten Gewinne. 
**e klare Rechtsgrundlage für den Ein- 
te verdeckter Ermittler ist dringend 
Verlieh. 

to Bereich der offenen Vermögensfra- 
n in den neuen Bundesländern wurde 

von Teilnehmern aus den alten und 
neuen Bundesländern engagiert und kon- 
trovers diskutiert. Dabei wurden sowohl 
wirtschaftliche als auch soziale Aspekte 
angesprochen. 
• Die Herstellung einer gerechten 
Eigentumsordnung ist von zentraler 
Bedeutung für den Aufbau einer auf 
Recht und Freiheit begründeten Gesell- 
schaft und Wirtschaft auch in den neuen 
Bundesländern. Einer rechtsstaatlichen 

Rechtspolitischer Kongreß 
des Bundesarbeitskreises 
Christlich-Demokratischer 
Juristen in Karlsruhe am 14. 
und 15. Februar 1992 

Eigentumsordnung entspricht es, am 
Grundsatz der Restitution festzuhalten. 
• Eigentum ist aber zugleich ein Eck- 
stein einer gerechten Sozialordnung. Die 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums ver- 
langt, die Restitutionsberechtigung mit 
einer Investitionsaufgabe zu verbinden. 
Im Vermögensgesetz muß das Prinzip des 
Vorrangs investiver Maßnahmen gestärkt 
werden. 

Der Vorsitzende des BACDJ, MdB Her- 
bert Helmrich, hielt einen Vortrag zum 
Thema „Unblutige Revolution und 
Gerechtigkeit". Kernaussage seiner Rede 
war: Der vielfach in den neuen Bundes- 
ländern zitierte Satz „Wir wollten 
Gerechtigkeit und bekamen den Rechts- 
staat" ist nicht falsch. Er ist aber ergän- 
zungsbedürftig: „... Wir bekamen den 
Rechtsstaat, und er brachte uns mehr 
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Gerechtigkeit." Diesen Satz zu erfüllen, 
sei unsere Aufgabe. 

Der zweite Kongreßtag befaßte sich mit 
dem Thema „Das Grundgesetz — eine 
Verfassung für Deutschland". Dieses 
Thema wurde zunächst im Rahmen von 
Kurzvorträgen wissenschaftlich erörtert. 
Im Anschluß daran folgte eine lebhafte 
Podiumsdiskussion mit Vertretern der 
verschiedenen Parteien im Deutschen 
Bundestag. Kernpunkte der Referate und 
der Diskussion waren die Themen Föde- 
ralismus, Plebiszite, Staatszielbestimmun- 
gen und Europa. Der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bun- 
destag, Wolfgang Schäuble, nahm in sei- 
ner Abschlußrede „Deutschlands neue 
Verantwortung in der Welt — verfas- 
sungsrechtliche Konsequenzen" die Dis- 
kussion um das Grundgesetz auf. Tenor 
sowohl des Kongresses als auch der Rede 
von Wolfgang Schäuble war: Grundlage 
für die Bewältigung der rechtspolitischen 
Aufgaben von heute ist die Werteord- 
nung des Grundgesetzes. Diese Werteord- 
nung hat sich über 40 Jahre lang bewährt 
und ist uns Wegweiser im geeinten 
Deutschland. Das Grundgesetz ist in sei- 
nerjetzigen Fassung grundsätzlich zu 
bewahren, jedoch dort, wo es die Verfas- 
sungswirklichkeit erfordert, sind Ände- 
rungen vorzunehmen. (Siehe auch grünen 
Teil dieser Ausgabe.) • 

Aufschwungsignale 
Die Umgestaltung der ostdeutschen Wirt- 
schaft macht nach Meinung des Präsiden- 
ten des Bundesverbandes deutscher Ban- 
ken e.V. (Köln), Eberhard Martini, deutli- 
che Fortschritte. Die Signale für den Auf- 
schwung in den neuen Bundesländern 
würden sichtbarer, erklärte Martini vor 
dem Club Berliner Wirtschaftsjournali- 
sten in Berlin. 

Dirk Fischer kandidiert 
für den Landesvorsitz 
Auf der Landesausschuß-Sitzung 
der Hamburger CDU am 15. 
Februar 1992 ist die Beschlußphase 
des Reformpapiers abgeschlossen 
worden. Die noch offenen Vor- 
schläge und Anträge zu Satzungs- 
änderungen standen im Mittelpunk1 

dieser letzten von insgesamt vier 
Sitzungen zur Erneuerung der Paf' 
tei. Die Partei hat mit dem Reform* 
papier, das eine Kommission unter 
dem Vorsitz des Bundestagsabge- 
ordneten Dirk Fischer erstellt hat, 
eine Arbeitsvorlage, die in alle 
Bereiche der Partei hineinreicht 
und viele neue Projekte enthält. 

Die Kernstücke der Diskussion auf 
dem Landesparteitag waren die Sat- 
zungsänderungen in Bezug auf die 
Kandidatenaufstellung und die Zusam- 
mensetzung des Wahlausschusses, der 
der Vertreterversammlung die Kandid^' 
ten vorschlägt. Über die Kandidaten 
für Bundes- und Kommunalwahlen 
wird jetzt auf den ersten zehn Listen- 
plätzen einzeln abgestimmt, die folgen' 
den Plätze werden weiterhin in 10er- 
Blocks nominiert. Damit ist ein gut 
handbares Verfahren gefunden worden- 
Auch personell steht ein Wechsel 
bevor. Dirk Fischer gab seine Kandid3' 
tur für den Landesvorsitz der Hambur- 
ger CDU offiziell bekannt. Er strebt 
damit die Nachfolge von Jürgen Ech- 
ternach an, der 18 Jahre an der Spitze 
der Elbe-Union steht und unter dessen 
Führung die Hamburger CDU eine nH*' 
gliedsstarke Volkspartei wurde. Die 
Landesvorstandswahlen finden am 29- 
Februar 1992 in Hamburg statt. 

, 
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SPD kündigt Schulfrieden auf 
uf vier gut besuchten Regionalkonfe- 

.e,»*en zur Schulpolitik hat die Nie- 
ersachsen-CDU die von der rot-grü- 

yen Landesregierung beabsichtigten 
^ränderungen des Niedersächsischen 
^ulgesetzes diskutiert. 

b- 
lngeladen zu diesen Veranstaltungen 

. ^ren die schulpolitisch tätigen Mandats- 
|,a8er im kommunalen Bereich. Mit 

•Jen sollte beraten werden, welche end- 
jp'ge Positionen die CDU im Rahmen 

''Parlamentarischen Beratungen ein- 
^hmen wird. Gleichzeitig sollen die CIter , ern und Schüler ermutigt werden, sich 
,t,v und konstruktiv an der Gestaltung 

r künftigen niedersächsischen Schul- 
ndschaft zu beteiligen. 

|jt!e CDU wirft der SPD vor, die schulpo- 
*^che Vielfalt in Niedersachsen zu ver- 
lj ^em. Die „Fußangeln des Gesetzes" 
. ügn keinen Zweifel daran, so der Lan- 
J^orsitzende Josef Stock, daß SPD- 
^ultusminister Wernstedt Hauptschule, 
. a'schule und Orientierungsstufe zur 

Schaffung freigegeben habe. 

•   •hre Stelle solle ein dichtes Netz von 
. egrierten Gesamtschulen treten. Dabei 

,   gen jetzt noch gegebene Wahlmöglich- 
keit der Eltern verloren. 

I er Elternwille werde willkürlich ausge- 
übt» Wenn künftig eine Minderheit von 60 
j o0 Eltern eines Jahrganges vor Ort 
r,n Schulträger verpflichten könne, eine 
i Samtschule mit Ganztagsbetrieb vorzu- 

Iten. 

,Jj CDU lehne es ab, daß beim Eltern- 
u   en mit zweierlei Maß gemessen 
kit      ^enn mrt der Schulgesetznovelle 
[)fs.ern den kommunalen Schulträger ver- 

boten können, Gesamtschulen als 

Ganztagsschulen vorzuhalten, dann 
müsse dies auch für Eltern gelten, die 
Schulen des gegliederten Schulwesens in 
Ganztagsschulen umwandeln oder dort 
freiwillige Ganztagsbetreuung anbieten 
wollten. 
Die CDU wies darauf hin, daß zu den 
derzeit bereits bestehenden 36 Gesamt- 
schulen in den letzten Monaten insge- 
samt 53 von der rot-grünen Landesregie- 
rung unterstützte Gesamtschulinitiativen 
hinzugekommen wären. 

Ausbau der Gesamtschulen 
nicht zu Lasten des geglieder- 
ten Schulsystems 

Fehlende finanzielle Mittel führten dazu, 
daß zusätzliche Kosten für die Einrich- 
tung von Gesamtschulen von den finan- 
ziellen Leistungen für das gegliederte 
Schulsystem, für die Privatschulen wie 
auch für die Unterrichtsversorgung abge- 
zwackt werden müßten. 

Auf die kommunalen Schulträger kämen 
mindestens 750 Millionen DM für Neu- 
und Umbaumaßnahmen zu, die Landes- 
regierung selbst habe in ihrer mittelfristi- 
gen Finanzplanung keine Schulbauför- 
dermittel eingeplant. 

Stock verwies auf das Gesamtschulland 
Nordrhein-Westfalen; dort sei mit der 
Kienbaum-Studie belegt worden, daß in 
einem Flächenland zwei gleichberech- 
tigte Regelschulsysteme nicht finanzier- 
bar seien. Die Gesamtschule verursache 
im Vergleich zum gegliederten Schulsy- 
stem einen erheblich höheren Personalbe- 
darf. Weniger Pflichtstunden für die 
Lehrkräfte (Grundschullehrer 27Vi Stun- 
den, Gesamtschullehrer 23Vi Stunden pro 



Seite 18 •  UiD 6/1992 JUNGE UNlOg 

Osteuropakonferenz der Jungen Union 
Die Junge Union Deutschlands veran- 
staltet gemeinsam mit der Konrad- 
Adenauer-Stiftung vom 27. Februar 
bis 29. Februar in Berlin eine Osteuro- 
pakonferenz. 

Zu dieser Tagung erwarten Stiftung 
und JU hochgradige Referenten. So 
spricht unter anderem Anton Pfeifer 
MdB, Staatsminister beim Bundes- 
kanzler und stellvertretender Vorsit- 
zender der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung, zur Situation der osteuropäi- 

schen Staaten aus der Sicht der Bun- 
desrepublik Deutschland. 
Zu der Tagung werden auch zahlrei- 
che Vertreter aus ost- und westeuro- 
päischen Ländern erwartet. 

Nähere Informationen zu dieser 
Tagung erhält man bei der Bundes' 
geschäftsstelle der Jungen Union, 
Annaberger Str. 283, 
Telefon (02 28) 310011, 
Fax (0228) 384520, 
in Bonn. 

Woche) mehr Funktionsstellen (22 Stel- 
len ab A 14 in einer Gesamtschule bis 
Klasse 10) und damit erhöhter Bedarf an 
Freistellungsstunden in Verbindung mit 
dem obligatorischen Ganztagsbetrieb 
würden ca. 30 Prozent mehr Personalko- 
sten als im herkömmlichen Schulwesen 
ausmachen. 
Der CDU-Landesvorsitzende Josef Stock 
bedauerte, daß durch diese Gesetzesno- 
velle, die von der SPD „durch den Land- 
tag gepeitscht werden solle", der Schul- 
frieden nachhaltig gestört werde und die 
Veränderungen „Auf dem Rücken der 
Kinder" ausgetragen werden sollten. 

Die CDU Niedersachsen werde auch wei- 
terhin die Gesamtschule als Angebot 
akzeptieren, sagte Stock, aber man werde 
eindeutig am gegliederten Schulsystem 
als Regelschule festhalten. 

Die CDU fordere, daß der noch von der 
CDU gestartete Schulversuch zur freiwil- 
ligen Ganztagsbetreuung im Schulgesetz 
verankert werde. Dies gelte insbesondere 
für Haupt- und Realschulen an Standor- 
ten, an denen integrierte Gesamtschulen 
geplant seien. • 

Tötung von Frühgeboren^1 

moralisch verwerflich 
Zu den Meldungen über die Tötung von 
Frühgeborenen in der ehemaligen DDR 
erklärte die stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Maria Michalk: Die Tötung zu früh geV 
rener Kinder über Jahre hinaus in der eh«* 
maligen DDR oder durch bewußte Ver- " 
nachlässigung der entsprechenden medi*1' 
nischen Versorgung zeigt sehr deutlich, ^ 
welchen menschenverachtenden Method60 

in diesem System gearbeitet wurde. 

Forschungsergebnisse zeigen, daß es 
auch bei extrem unreifen Ungeborenen 
gute Überlebenschancen gibt. Um so 
bedauerlicher ist es, wenn einzelne Med 

ziner ohne moralische Bedenken und 
unter Nichtbeachtung ihres hypokrati- 
schen Eides sich nicht um das Überlebe11 

Frühgeborener bemüht haben. 
Uns alle sollte dieser Vorgang ein 
erschreckendes Beispiel dafür sein, wie 
abgrundtief in einem von Gewalt und 
Bespitzelung beherrschten System die 
Einstellung zum Leben sein kann. 

1 
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